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VORWORT

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir alle merken es: Die Herausforderungen der privaten Eigentümer haben in den vergan-

genen Jahren deutlich zugenommen. Unsere aktuelle Befragung zeigt auf, weshalb wir in 

den Medien so viel über die größer werdenden Herausforderungen in der Wohnungswirt-

schaft lesen müssen.

Anhaltend hohe Preisniveaus für Immobilien und Bauleistungen, zunehmender Fachkräf-

temangel, das stark gestiegene Zinsniveau sowie abnehmende Verlässlichkeit in der Woh-

nungspolitik und der dazugehörenden Förderkulisse stellen für die privaten Eigentümer 

immer stärke Belastungen dar. Gleichzeitig werden die staatlichen Regulierungen von Miet-

verhältnissen sowie die energetischen Anforderungen an Häuser und Wohnungen immer 

umfangreicher.

Um in diesem politisch und wirtschaftlich anspruchsvollen Umfeld wirkungsvoll gegenüber 

Vertretern aus Politik und Medien argumentieren zu können, erhebt Haus & Grund Frank-

furt am Main e.V. in Zusammenarbeit mit dem GEWOS Institut für Stadt-, Regional- und 

Wohnungsforschung regelmäßige Stimmungsbilder im Kreis der Vereinsmitglieder.

Im Sommer 2024 haben wieder mehr als 1.100 private Eigentümer aus Frankfurt und dem 

Rhein-Main-Gebiet an der Befragung teilgenommen. Für diese beeindruckende Resonanz 

sind wir dankbar. Sie zeigt, dass sich die privaten Eigentümer aktiv in die politische Diskus-

sion einbringen und dass unsere politische Interessenvertretung auf einer breiten Daten-

basis beruht.

Die Ergebnisse unserer Befragungen dokumentieren, wie die privaten Eigentümer und Ver-

mieter auf wirtschaftliche Entwicklungen reagieren, wie neue oder geplante Gesetzgebun-

gen beurteilt werden und welchen Einfluss diese Faktoren auf den lokalen und regionalen 

Wohnungsmarkt und die Vermietungspraxis haben.
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Vorsitzender Haus & Grund Frankfurt am Main e.V.

Die nun schon vierte Befragung bestätigt viele der bisherigen und leider für den 

Frankfurter Wohnungsmarkt besorgniserregenden Entwicklungen:

• Die Bereitschaft, weitere Investitionen in Immobilien zur Vermietung zu tätigen, hat in 

den letzten vier Jahren abgenommen.

• Das Vertrauen in verlässliche Rahmenbedingungen am Wohnungsmarkt ist auf einem 

anhaltend niedrigem Niveau. Mangelndes Vertrauen in verlässliche politische Rahmen-

bedingungen ist der wichtigste Grund, weshalb Investitionen in Wohnungen ausbremst 

werden.

• Die Folgen des Gebäudeenergiegesetzes und die bevorstehende kommunale Wärme-

planung bergen für private Eigentümer noch immer viele Unsicherheiten. Das hat dazu 

geführt, dass auch immer mehr energetische Modernisierungen zurückgestellt wurden.

• Die Schaffung von mehr Wohnraum durch Dachausbauten und Aufstockung wird maß-

geblich als „gute Idee“ bewertet (von 82% der Befragten). Weniger als jeder zehnte 

Teilnehmer (9%) ist der Meinung, dass solche Vorhaben einfach planbar sind und schnell 

genehmigt werden.

• Private Wohnungseigentümer haben kein Interesse an leerstehenden Wohnungen. Bei-

nahe 97 Prozent der Wohnungen der Teilnehmer waren zum Befragungszeitpunkt ver-

mietet. Wenn überhaupt Wohnungen länger als drei Monate nicht vermietet wurden, 

sind umfangreichere Baumaßnahmen der Hauptgrund.
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ERGEBNISSE

Methodik und Zusammenfassung:  
Mitgliederbarometer 2024

Zwischen August und September 2024 waren die Mitglieder von Haus & Grund Frankfurt am 

Main e.V. eingeladen, im Rahmen einer Online-Befragung ihre Einschätzung zu wichtigen woh-

nungspolitischen Fragestellungen abzugeben.

Der Fragebogen des „Mitgliederbarometers 2024“ wurde entlang aktueller politischer The-

men und wirtschaftlichen Entwicklungen in Zusammenarbeit mit dem GEWOS Institut für 

Stadt-, Regional- und Wohnungsforschung weiterentwickelt und durch GEWOS ausgewertet.

Die fortlaufende Weiterentwicklung des Fragebogens und die regelmäßige Durchführung der Be-

fragung seit nunmehr vier Jahren bilden eine umfangreiche Datenlage über den Frankfurter Woh-

nungsmarkt ab und zeigen ein umfassendes Stimmungsbild der Mitglieder von Haus & Grund 

Frankfurt am Main. Für die Befragung 2024 konnten 1.140 Fragebögen ausgewertet werden. 

Die wichtigsten Erkenntnisse sind:

• Die Struktur der befragten Zielgruppe entspricht nahezu identische den Vorjahren.  

Vergleiche einzelner Fragen über den Zeitverlauf sind verlässlich möglich.

• Fast 50% der Mitglieder, die bereits im vergangenen Jahr an der Umfrage teilgenom-

men haben, haben sich auch in diesem Jahr wieder geäußert.

• Die Mitglieder von Haus & Grund streben unverändert langfristige Mietverhältnisse an: 

Nahezu alle Mietverträge (>90%) sind unbefristet.

• Verschärfte Mietenregulierung stellt nach Ansicht der Zielgruppe kein wirkungsvolles 

Instrument dar, um einkommensschwache Haushalte mit ausreichend Wohnraum zu 

versorgen. Fast die Hälfte (46%) hält die bestehende Mietenregulierung für „völlig unge-

eignet“, ein Drittel für „eher ungeeignet“.

• Als Reaktion auf die zunehmende Regulierung wurden im Jahr 2024 noch mehr geplante 

Investitionen verschoben als im Vorjahr (37% im Jahr 2023 gegenüber 42% in 2024). 

Auch die Zahl der ganz ausgesetzten Investitionen hat gegenüber dem Vorjahr noch-

mals deutlich zugenommen (von 20% im Jahr 2023 auf 26 % in 2024).

• Der Anteil der privaten Eigentümer, der in der Folge zunehmender Regulierungen Mie-

ten vorsorglich erhöht hat, ist hingegen nur geringfügig gestiegen (von 22% im Jahr 

2023 auf 25% in 2024).

• Beinahe 97% aller Wohnungen von privaten Eigentümern waren zum Zeitpunkt der 

Befragung vermietet. Von den wenigen freien Wohnungen soll mehr als die Hälfte inner-

halb der nächsten 3 Monate vermietet werden. Bei den länger unvermieteten Wohnun-

gen werden hauptsächlich Baumaßnahmen durchgeführt.
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Investitionsabsichten der Mitglieder in weitere Immobilien zur Vermietung 2021 bis 2024

20%

20%

14%

17%

53%

55%

63%

61%

27%

25%

23%

22%

2021

2022

2023

2024

ja nein weiß ich noch nicht

Investitionsabsichten der Mitglieder in weitere Immobilien zur Vermietung nach Regionen

in Frankfurt am Main

im Rhein-Main-Gebiet

außerhalb des Rhein-
Main-Gebietes

2024

47%

50%

21%

53%

46%

22%

• Die zurückhaltende Einstellung 
gegenüber weiteren Investments 
hat sich im Zeitverlauf verstärkt.

• 2021 zeigte rund die Hälfte der 
Zielgruppe keine Investitionsin-
tentionen, aktuell stieg dieser 
Anteil auf rund 60%.

• Hierfür sind vermutlich u.a. die 
bau- und wohnungspolitischen 
Hemmnisse verantwortlich, die 
durch die empfundenen Unklar-
heiten beim GEG noch verstärkt 
wurden.

• Differenziert nach Regionen zeigen 
sich auch Unterschiede in der Inves-
titionsneigung.

• Rund die Hälfte bzw. annähernd 
die Hälfte der Investitionswilligen 
plant aktuell ein Engagement in 
Frankfurt oder im Rhein Main 
Gebiet.

• Jeder Fünfte will sich dies bezüglich 
außerhalb des Rhein Main Gebietes 
engagieren.

Investitionsbereitschaft und Investitionshemmnisse

Investitionsabsichten der Mitglieder in weitere Immobilien zur Vermietung 2021 bis 2024

Investitionsabsichten der Mitglieder in weitere Immobilien zur Vermietung nach Region

Haben Sie vor, zukünftig Investitionen in weitere 
Wohnungen/Immobilien zur Vermietung zu tätigen?

Wo planen Sie in Immobilien zu investieren? 
Mehrfachnennungen

Basis: Angaben gemacht, n=1286 / 847 / 1225 / 1113 © GEWOS

Basis: Mitglieder mit Investitionsabsichten, n= 260 / 170 / 175 / 186 © GEWOS

in Frankfurt am Main

im Rhein-Main-Gebiet

außerhalb des Rhein-
Main-Gebietes

2021

2022

2023

2024

 2021

 2022

 2023

 2024
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ERGEBNISSEDie wichtigsten allgemeinen Hemmnisse für weitere Investitionen im Immobiliensektor

48%

26%

31%

18%

39%

38%

31%

30%

9%

Die immer umfangreicheren Regulierungen haben mein
Vertrauen in die Rahmenbedingungen eines

verlässlichen Wohnungsmarktes nachhaltig geschwächt.

Ich befürchte, dass die Regulierungen des Mietmarktes
weiter verschärft werden könnten.

Die aktuellen Regelungen machen die Vermietung
kompliziert.

Das aktuelle Preisniveau dämpft die Wirtschaftlichkeit.

Das aktuelle Angebot ist zu klein.

Auswirkungen wohnungspolitischer Veränderungen

25%

15%

19%

10%

42%

26%

25%

19%

Geplante Investitionen wurden
verschoben.

Geplante Investitionen wurden
nicht getätigt.

Mieten wurden vorsorglich
erhöht.

Bisher keine Auswirkungen

• Die zunehmenden Regulie-
rungen wirken sich un- 
mittelbar auf den Vermie-
tungsprozess und die Investi-
tionsbereitschaft aus.

• Noch häufiger als in den letz-
ten Jahren wurden geplante 
Investitionen verschoben teil-
weise auch nicht getätigt.

• In ähnlichem Umfang wie in 
den Vorjahren wurden Mieten 
vorsorglich erhöht, von Kündi-
gungs oder Umwandlungs-
möglichkeiten wurde dagegen 
wie bisher so gut wie kein 
Gebrauch gemacht.

• Insgesamt zeigte sich aller-
dings auch rund ein Fünftel 
von den bisherigen Entwick-
lungen unbeeindruckt.

• Ein abnehmendes Vertrauen 
in einen verlässlichen Woh-
nungsmarkt, die befürchtete 
Zunahme an Regulierungen 
und ein zu hohes Preisniveau 
sind aktuell die drei größten 
und in etwa gleich relevanten 
Investitionshemmnisse.

• Verstärkt wird dies durch die 
Komplexität der Regelungen 
selbst und die Auswirkungen 
des Preisniveaus auf die Wirt-
schaftlichkeit.

• Ein zu kleines Angebot wird 
im betrachteten Kontext 
dagegen selten thematisiert.

Investitionsbereitschaft und Investitionshemmnisse

Reaktionen auf verschärfte Wohnungspolitik und energetische Anforderungen

Die wichtigsten allgemeinen Hemmnisse für weitere Investitionen im Immobiliensektor

Auswirkung wohnungspolitischer Veränderungen

Basis: Vermieter, n=1148 / 788 / 1085 / 992   © GEWOS

Basis: n=1313 / 863 / 1240 / 1135   © GEWOS

Wie haben zunehmende und schärfere wohnungspolitische 
Regelungen Ihre Vermietung beeinflusst?

Was sind die wichtigsten Gründe, die Sie davon abhalten könnten, 
Investitionen in weitere Immobilien zur Vermietung zu tätigen?

Die immer umfangreicheren Regulierungen 
haben mein Vertrauen in die Rahmenbedin-

gungen eines verlässlichen Wohnungs-
marktes geschwächt.

Ich befürchte, dass die Regulierungen des 
Mietmarktes weiter verschärft werden 

könnten.

Die aktuellen Regelungen machen die  
Vermietung kompliziert.

Das aktuelle Preisniveau dämpft die  
Wirtschaftlichkeit.

Das aktuelle Angebot ist zu klein.

 2021

 2022

 2023

 2024

 2021

 2022

 2023

 2024

Geplante Investitionen  
wurden verschoben.

Mieten wurden  
vorsorglich erhöht.

Geplante Investitionen  
wurden nicht getätigt.

Bisher keine  
Auswirkungen.
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Einfluss energetischer Anforderungen auf die Nettomiete

51%

35%

14%

ja

weiß ich noch nicht

nein

• Aufgrund steigender energetischer 
Anforderungen wird, ähnlich wie in 
den Vorjahren, rund die Hälfte der 
befragten Mitglieder die Netto-
miete erhöhen.

• Mehr als ein Drittel zeigt sich hier 
weiterhin ambivalent.

• Die übrigen Vermieter werden die 
Mieten trotz der damit verbunde-
nen Kostensteigerungen voraus-
sichtlich konstant halten.

Reaktionen auf Gebäudeenergiegesetz und Kommunale Wärmeplanung

Reaktionen auf verschärfte Wohnungspolitik und energetische Anforderungen

Einfluss energetischer Anforderungen auf die Nettomiete

Reaktionen auf Gebäudeenergiegesetz und Kommunale Wärmeplanung

Basis: Angaben gemacht, n=923 bis 1068  © GEWOS

Basis: Vermieter, Angaben gemacht, n=1115 / 767 / 1060 / 964  © GEWOS

Führen steigende energetische Anforderungen an Ihre Wohnungen bzw. 
Häuser dazu, dass Sie die Nettomieten erhöhen werden?

Inwieweit stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 
(Anteil derjenigen, die voll und ganz zustimmen oder zustimmen in Prozent)

ja

weiß ich noch nicht

nein  2024

Reaktionen auf Gebäudeenergiegesetz und Kommunale Wärmeplanung

75%

74%

60%

15%

8%

Da die Entscheidung für eine neue Heizung erst nach Vorliegen der
kommunalen Wärmeplanung sinnvoll ist, werden Investitionen für den

Klimaschutz jetzt verzögert.

Beim GEG ist für mich noch so viel unklar, daher stelle ich geplante
energetische Sanierungen (Heizung, Dämmung, neue Fenster etc.) erst einmal

zurück.

Die voraussichtlichen Kosten für geforderte energetische Modernisierungen
machen Vermietungen für mich unwirtschaftlich.

Mir ist bekannt, ab wann es eine kommunale Wärmeplanung für meine
Liegenschaft geben wird.

Ich habe das Gefühl, dass sich die Politik vor Ort mit dem Thema der
Energieversorgung der Zukunft intensiv befasst und gute Lösungen entwickelt.

Da die Entscheidung für eine neue Heizung erst nach  
Vorliegen der kommunalen Wärmeplanung sinnvoll ist,  

werden Investitionen jetzt verzögert.

Beim GEG ist für mich noch so viel unklar, daher stelle ich  
geplanteenergetische Sanierungen erst einmal zurück.

Die Kosten für geforderte energetische  Modernisierungen  
machen Vermietungen für mich unwirtschaftlich.

Mir ist bekannt, ab wann es eine kommunale Wärmeplanung 
für meine Liegenschaft geben wird.

Ich habe das Gefühl, dass sich die Politik mit dem Thema  
der Energieversorgung der Zukunft befasst und gute  

Lösungen entwickelt.

• Das Warten auf die kommu-
nale Wärmeplanung und die 
doch noch vorhandenen 
Unklarheiten bei der Anwen-
dung des GEG führen dazu, 
dass energetische Sanierun-
gen im Sinne des Klima-
schutzes verzögert werden.

• In diesem Kontext formuliert 
die Zielgruppe neben Wirt-
schaftlichkeitsaspekten vor 
allem Defizite seitens der 
Politik hinsichtlich Informa-
tions Beratungs und Unter-
stützungsangeboten sowie 
der Entwicklung praxisge-
rechter Lösungsansätze.
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Reaktionen auf den Frankfurter Mietspiegel

65%

46%

41%

6%

Bei der Festlegung von Mieterhöhungen berücksichtige ich die finanzielle
Leistungsfähigkeit meiner Mieter.

Ich habe die Änderungen im Frankfurter Mietspiegel 2024 aufmerksam
verfolgt.

Ich investiere möglichst in Maßnahmen (z.B. Sanierung/ Modernisierung von
Bad, Küche, Fußboden etc.), die im aktuellen Mietspiegel berücksichtigtwerden.

Mit den möglichen Mietsteigerungen aufgrund des neuen Mietspiegels kann
ich geplante Investitionen endlich realisieren.

Reaktionen zu Wohnraumausweitung durch Aufstockung und Ausbau

82%

44%

34%

9%

Neue Wohnungen durch Aufstockung oder
Dachausbauten zu errichten, halte ich für eine gute

Idee.

Lokale Satzungen und Bauvorschriften hindern
mich daran, meine geplanten Bauvorhaben

umzusetzen.

 Ich würde gerne mein Haus aufstocken oder
meinen Dachboden ausbauen, um neuen

Wohnraum zu schaffen.

Neue Bauvorhaben (Aufstockungen und
Dachgeschossausbauten) sind leicht zu planen

und werden schnell genehmigt.

• Mögliche Mieterhöhungen werden 
sicherlich nicht zuletzt aus pragma-
tischen Gründen an der finanziellen 
Leistungsfähigkeit der Mieter aus-
gerichtet.

• In Punkto Investitionen orientiert 
man sich an den Kriterien des Miet-
spiegels oder zeigt sich abwartend.

• Die Relevanz des Klimaschutzes 
befördert das Investitionsverhalten 
eines Teils der Zielgruppe, ein ande-
rer Teil nutzt lieber die Investitions-
chancen im Umland.

• Die durch den neuen Mietspiegel 
gestiegenen Spielräume werden 
eher als nicht ausreichend taxiert, um 
geplante Investitionen zu tätigen.

• Die mögliche Schaffung zusätzli-
chen Wohnraums durch Dachaus-
bauten und Aufstockungen wird 
erwartungsgemäß stark befürwor-
tet, allein deren Realisierungsmög-
lichkeiten werden problematisch 
gesehen.

• So verhindern offenbar diverse 
Bauvorschriften und länger dau-
ernde Genehmigungsverfahren 
eine schnelle Umsetzung der vor-
handenen Planungen.

Reaktion zu Mietspiegel und Nachverdichtung

Reaktionen auf den Frankfurter Mietspiegel

Reaktionen zu Wohnraumausweitung durch Aufstockung und Ausbau

Basis: Angaben gemacht, n=718 bis 962  © GEWOS

Basis: Angaben gemacht, n=766 bis 1057   © GEWOS

Inwieweit stimmen Sie den folgenden Aussagen zu?  
(Anteil derjenigen, die voll und ganz zustimmen oder zustimmen in Prozent)

Inwieweit stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? (Anteil derjenigen,  
die voll und ganz zustimmen oder zustimmen in Prozent)

Neue Wohnungen durch Aufstockung oder Dachaus-
bauten zu errichten, halte ich für eine gute Idee.

Lokale Satzungen und Bauvorschriften hindern mich  
daran, meine geplanten Bauvorhaben umzusetzen.

Ich würde gerne mein Haus aufstocken oder meinen 
Dachboden ausbauen, um neuen Wohnraum zu schaffen.

Neue Bauvorhaben (Aufstockungen und Dach-
geschossausbauten) sind leicht zu planen und  

werden schnell genehmigt.

Bei der Festlegung von Mieterhöhungen  
berücksichtige ich die finanzielle Leistungs- 

fähigkeit meiner Mieter.

Ich habe die Änderungen im Frankfurter  
Mietspiegel 2024 aufmerksam verfolgt.

Ich investiere möglichst in Maßnahmen, die im  
aktuellen Mietspiegel berücksichtigt werden.

Mit den möglichen Mietsteigerungen kann ich  
geplante Investitionen endlich realisieren.
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Leerstand im Wohnungsbestand

96,7%

1,8%

1,5%

3,3%

vermietet

marktaktiver Leerstand (Fluktuationsreserve)

sonstiger Leerstand

• Nur gut 3% der Wohnungen sind 
derzeit nicht vermietet, wobei der 
„marktaktive” Leerstand 1,8% 
der oftmals aufgrund von Bau-
maß nahmen bestehende sons-
tige Leerstand 1,5% beträgt.

• In der Fachwelt geht man häufig 
davon aus, dass der „marktak-
tive” Leerstand bei rund 3% lie-
gen sollte, um Bewegungen auf 
dem Wohnungsmarkt im ange-
messenen Umfang zu ermögli-
chen.

• Aufgrund der vorhandenen Dis-
krepanz muss man daher von 
einementsprechend angespann-
ten Wohnungsmarkt ausgehen.

MITGLIEDERBAROMETER

Leerstand im Wohnungsbestand

Leerstand im Wohnungsbestand

Basis: Vermieter, Angaben gemacht, n=695  © GEWOS

Wie viel Prozent Ihrer Wohnungen sind derzeit nicht vermietet und wie viel Prozent davon stehen innerhalb 
der nächsten 3 Monate zur Verfügung (marktaktiver Leerstand)?

Forderungen von Haus & Grund Frankfurt am Main 
auf Grundlage des Mitgliederbarometers 2024 

Die privaten Eigentümer sind unverändert die zentrale Säule des Wohnungsmarktes und 

gleichzeitig wichtige Auftraggeber für das Handwerk und die lokale Wirtschaft. Ohne das 

 Engagement der privaten Eigentümer können weder die Ziele für den Wohnungsneubau noch 

die Klimaschutzziele durch verstärkte energetische Modernisierungen bestehender Gebäude 

erreicht werden. Private Eigentümer verfügen bundesweit über rund 33,3 Millionen Wohnun-

gen. Das sind über 80 Prozent des Wohnungsbestandes. In der Stadt Frankfurt am Main ist 

deutlich mehr als die Hälfte aller Wohnungen im Eigentum von Privatpersonen.

Die Entwicklung der Ergebnisse des Mitgliederbarometers in den vergangenen vier Jahren zeigt, 

dass die zunehmenden staatlichen Regulierungen des Bauens, Modernisierens und der Miet-

verhältnisse in einer immer angespannteren wirtschaftlichen Lage dazu führen, dass dringend 

benötigte Investitionen in den Gebäudesektor verschoben oder ganz ausgesetzt werden.

Statt immer mehr und komplizierterer Regulierung brauchen die privaten Eigentümer an-

gepasste Rahmenbedingungen, in denen sie schneller und einfacher in neue und bestehen-
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FORDERUNGEN AN DIE POLITIK

de Häuser und energetische Modernisierungen investieren können. Um die Lage am Woh-

nungsmarkt für alle Beteiligten zu verbessern, muss Vermieten wieder attraktiv werden. 

Die Stadt Frankfurt hat in ihrer eignen Zuständigkeit zahlreiche Möglichkeiten, um mehr 

Investitionen in Wohnungen zu ermöglichen. Im Jahr der Bundestagswahl nehmen wir 

auch wichtige Forderungen an die Bundespolitik auf:

Forderungen an die Stadt Frankfurt:

• Die Stadt und die Stadtpolitik müssen verlässlicher Partner der privaten Eigentümer und 

Bauherren sein. Der wirkungsvollste Hebel zur Dämpfung der Wohnungskosten ist der 

Bau neuer Wohnungen. Die Entwicklung neuer Baugebiete muss verlässlich erfolgen.

• Die im Koalitionsvertrag angekündigten Aktualisierungen der Bau- und Milieu-

schutzsatzungen müssen vorangetrieben werden. Der „Runde Tisch Milieuschutz“ 

der Stadt Frankfurt tagte seit seiner Einberufung im Jahr 2023 bis zum Jahresende 2024 

nur zwei Mal. Nachdem im Januar 2024 mehrere Verbände Stellungnahmen und Vor-

schläge für Anpassungen in den Milieuschutzsatzungen abgaben, erfolgte bis zum Jah-

resende 2024 noch immer keine Rückmeldung durch die Stadt. Dieses Tempo wird den 

Herausforderungen nicht gerecht.

• Aktualisierungen der Satzungen sind nötig, damit mehr private Investitionen in neue 

und ältere bestehende Häuser getätigt werden können. Mehr Wohnraum muss in 

bestehenden Gebäuden geschaffen werden können und die energetischen Standards 

älterer Häuser müssen auf zeitgemäße Standards verbessert werden können. Dazu 

gehören:

      _  Erleichterungen beim Ausbau von Dachgeschossen und der Aufstockungen

      _  Deregulierung der Satzungen, um mehr Wohnqualität, Barrierefreiheit sowie umfas-

sende energetische Modernisierungen in älteren Häusern zuzulassen

      _  Schnellere und günstigere Genehmigungsverfahren

• Die Stadt muss die Grundsteuerreform aufkommensneutral für Mieter und Eigen-

tümer umsetzen. Ein weiterer durch die Stadt verursachter Anstieg der Wohnkosten auf-

grund steigender Grundsteuern muss auch langfristig vermieden werden.

• Die Stadt Frankfurt sollte gegenüber der Hessischen Landesregierung dafür werben, dass 

ein neues Leerstandsgesetz unnötig ist. Die Zahlen des Zensus, vom Statistischen Bun-

desamt sowie unser aktuelles Mitgliederbarometer zeigen, dass die Stadt Frankfurt am 

Main kein Leerstandsproblem hat.

• Die kommunale Wärmeplanung muss in der Stadt Frankfurt schnell und verläss-

lich umgesetzt werden. Die privaten Eigentümer brauchen technologieoffene und 

bezahlbare Lösungen, um bestehende Häuser energetisch modernisieren zu können.
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FORDERUNGEN AN DIE POLITIK

Bundespolitische Forderungen:

• Das CO2-Kostenaufteilungsgesetz muss abgeschafft werden. Dieses Gesetz verfehlt 

durch seine rein verbrauchsbezogene Ausrichtung den Zweck, Vermieter zu energetischen 

Sanierungsmaßnahmen zu motivieren. Für Vermieter bedeutet es hohen bürokratischen 

Aufwand und steigende finanzielle Belastungen. Eine Entlastung kann durch die vollstän-

dige Rückgabe der CO2-Staatseinnahmen an die Bürgerinnen und Bürger erreicht werden, 

was sozial gerechter ist. Eine Kopfpauschale (Klimageld) würde direkte finanzielle Unter-

stützung bieten und die Akzeptanz klimapolitischer Maßnahmen erhöhen.

• Das Verbot, Miet- in Eigentumswohnungen umzuwandeln, muss wieder abge-

schafft werden. Das Umwandlungsverbot verhindert die Finanzierung energetischer 

Gebäudesanierungen und erschwert die Eigentumsbildung, ohne dabei einen wirksamen 

Schutz für Mieter zu bieten. Durch die Abschaffung des Verbots wird die Investitionsbe-

reitschaft der Eigentümer in Wohnraum erhöht. Gleichzeitig wird die Möglichkeit zur Eigen-

tumsbildung für breite Bevölkerungsschichten gestärkt.

• Die Mietpreisbremse darf nicht verlängert werden. Die Mietpreisbremse existiert seit 

2015. Die von ihren Befürwortern erwarteten Erfolge sind nicht eingetreten. Im Gegenteil: 

Der Mietwohnungsmarkt droht zunehmend zu erstarren und der Wohnungsneubau ist 

stark rückläufig. Wohnungssuchende haben es schwerer denn je. Die Mietpreisbremse darf 

daher über das Jahr 2025 hinaus nicht verlängert werden.

• Die Kappungsgrenzen für Modernisierungsmieterhöhungen sollten regelmäßig 

entsprechend der Baukostenentwicklung angepasst werden. Eine regelmäßige 

Anpassung der Kappungsgrenzen an die Baukostenentwicklung stellt sicher, dass Vermie-

ter die tatsächlichen Kosten für Modernisierungen adäquat decken können.

• Die erbschaft- und schenkungsteuerlichen Freibeträge sollten an die Immobilien-

wertentwicklung angepasst werden. Die Erbschaft- und Schenkungsteuer im Familien-

bereich bedarf einer kritischen Überprüfung hinsichtlich ihrer volkswirtschaftlichen 

Sinnhaftigkeit. Die derzeitigen Freibeträge sind nicht zeitgemäß und berücksichtigen nicht 

die Wertentwicklung der vergangenen 15 Jahre. Eine Anpassung der Freibeträge an die 

aktuellen Immobilienwerte ist nötig, um die Übertragung von Immobilien innerhalb der 

Familie zu erleichtern.

• Ausgaben für die Sanierung und Modernisierung geerbter Immobilien sollten auf 

die Erbschaftsteuer angerechnet werden können. Die Möglichkeit, Sanierungsausga-

ben auf die Erbschaftsteuer anzurechnen, würde Erben finanziell entlasten und Anreize für 

die Instandhaltung und Modernisierung geerbter Immobilien schaffen. Dies ist besonders 

wichtig, um die Qualität des Immobilienbestands zu erhalten und nachhaltige Modernisie-

rungen zu fördern.
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Über Haus & Grund Frankfurt am Main e.V. 

Als größter Haus & Grund-Ortsverein in Hessen vertritt Haus & Grund Frankfurt 
am Main e.V. die Interessen von über 11.000 privaten Haus-, Wohnungs- und 
Grundeigentümern in Frankfurt und im Rhein-Main-Gebiet. Bereits seit 1883 
 engagiert sich der Verein in Politik und Öffentlichkeit für die Interessen  privater 
Eigentümer.

Haus & Grund Frankfurt am Main e. V. unterstützt mit erfahrenen Rechtsanwäl-
ten und Fachanwälten für Miet- und Wohnungseigentumsrecht bei allen recht-
lichen Fragen rund um Vermieten, Verwalten und Wohnungseigentum.

Wir sind täglich in der persönlichen Beratung, per Telefon, per Mail oder per 
 Videokonferenz für Sie da. 

Sie haben Fragen?
Kommen Sie gerne auf uns zu:

Jens Jacobi  
Leiter Politik & Kommunikation  
Haus & Grund Frankfurt am 
Main e.V.
jacobi@haus-grund.org

Gregor Weil  
Geschäftsführer  
Haus & Grund Frankfurt am 
Main e.V.
gregor.weil@haus-grund.org
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